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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Sachsen-Anhalt
Sozialgericht Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 3
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Bemerkung -
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1. Instanz

Aktenzeichen S 8 R 713/16
Datum 26.06.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 BA 76/18
Datum 26.09.2019

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom
26. Juni 2018 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits trÃ¤gt die KlÃ¤gerin.

Den Beigeladenen sind Kosten nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Nachforderung von BeitrÃ¤gen in HÃ¶he von
8.038,44 EUR fÃ¼r den Zeitraum vom 1. November 2010 bis zum 31. Dezember
2013 streitig.

Die am â�¦ 1976 geborene Beigeladene zu 1. schloss zunÃ¤chst eine Ausbildung zur
Hotelfachfrau ab und nahm spÃ¤ter ein Studium an der Hochschule Anhalt/Anhalt
University of Applied Sciences, einer Fachhochschule mit mehreren Standorten in
Sachsen-Anhalt, auf, das sie wÃ¤hrend des streitigen Zeitraumes abschloss. Sie
meldete am 3. Dezember 2004 ein Gewerbe fÃ¼r die TÃ¤tigkeit Promotion und
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Verleih der eigenen Arbeitskraft im gastronomischen, Dienstleistungs- und
kaufmÃ¤nnischen Bereich an. Im streitigen Zeitraum war sie freiwilliges Mitglied bei
der zu 2. beigeladenen Krankenkasse. Ausweislich der Einkommensteuerbescheide
erzielte sie in den Jahren 2011 bis 2012 steuerpflichtige EinkÃ¼nfte aus
Gewerbebetrieb bzw. nichtselbststÃ¤ndiger Arbeit in folgender HÃ¶he (die jeweilige
Einnahme-Ã�berschuss-Rechnung bzw. die Angaben zu Werbungskosten oberhalb
des Arbeitnehmer-Pauschbetrages liegen dem Senat nicht vor): 2011: 11.223,00
EUR/1.203,00 EUR, 2012: 12.273,00 EUR/0,00 EUR; 2013: 6.791,00 EUR/8.223,00
EUR. FÃ¼r das Jahr 2012 wurden von den EinkÃ¼nften Berufsausbildungskosten in
Abzug gebracht. Zu der von ihr im Klageverfahren Ã¼bersandten Ã�bersicht Ã¼ber
ihre "Arbeitgeber" im Zeitraum Oktober 2010 bis September 2013 wird auf Blatt
121 Bd. I und zu den von ihr Ã¼bersandten Rechnungskopien auf Blatt 122 bis 208
Bd. I der Gerichtsakten verwiesen.

Die Beigeladene zu 1. stellte der KlÃ¤gerin, die in der Rechtsform einer Gesellschaft
mit beschrÃ¤nkter Haftung ein Restaurant und CafÃ© betreibt, folgende
Rechnungen fÃ¼r die Jahre 2011 bis 2013, die im Widerspruchs- bzw.
Klageverfahren vorgelegt worden sind:

Tabelle nicht darstellbar

Die Beklagte fÃ¼hrte bei der KlÃ¤gerin â�� an vier Terminen â�� im Zeitraum vom
20. Januar bis zum 8. Juli 2015 eine BetriebsprÃ¼fung fÃ¼r den PrÃ¼fzeitraum vom
1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2013 durch. Die Beigeladene zu 1. teilte im
Verwaltungsverfahren unter dem 30. Juni 2015 mit, fÃ¼r die KlÃ¤gerin von
November 2010 bis Dezember 2013 als Servicekraft, im Catering, in der Promotion,
der Websitebearbeitung und im Cocktailcatering gearbeitet zu haben. Sie sei
Gewerbetreibende und werde im Rahmen der Regelungen fÃ¼r
Kleingewerbetreibende nicht zur Umsatzsteuer veranlagt. Eine Anmeldung zur
gesetzlichen Rentenversicherung sei weder Ã¼ber die KlÃ¤gerin noch als
SelbststÃ¤ndige erfolgt. Sie arbeite unter ihrer Wohnadresse. Zwischen der
KlÃ¤gerin und ihr sei eine regelmÃ¤Ã�ige Arbeitszeit nicht vereinbart gewesen. In
der Websitegestaltung, nicht aber bei dem Einsatz an der Bar und im Catering, habe
sie die Arbeitszeit selbst gestalten kÃ¶nnen, keinen Weisungen unterlegen und sei
nicht in den Betrieb eingegliedert gewesen. Sie habe kein eigenes Kapital
eingesetzt und keine Finanzierungshilfen von der KlÃ¤gerin erhalten. Die
Ã�bernahme von AuftrÃ¤gen habe sie ablehnen kÃ¶nnen. Sie habe mehrere
Auftraggeber und einen eigenen Kundenstamm gehabt und ihren Preis selbst
gestalten kÃ¶nnen. Ein Arbeitszeitnachweis sei fÃ¼r sie von der KlÃ¤gerin nicht
gefÃ¼hrt worden. FÃ¼r SchÃ¤den und Schlechtleistungen habe sie persÃ¶nlich und
in voller HÃ¶he gehaftet. Sie sei weder Ã¼ber die KlÃ¤gerin noch selbst als
Unternehmerin bei der Berufsgenossenschaft angemeldet gewesen. Die
VergÃ¼tung sei pro Auftrag pauschal nach von ihr erstellten Rechnungen mit einer
pauschalen Abgeltung von Auslagen erfolgt. FÃ¼r den Krankheitsfall sei fÃ¼r sie
ein Lohnfortzahlungsanspruch oder eine Verpflichtung, eine Ersatzkraft zu stellen,
nicht vereinbart bzw. "nicht relevant" gewesen. Sie habe dann unerledigte
AuftrÃ¤ge an die KlÃ¤gerin zurÃ¼ckgegeben, indem sie deren GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
informiert habe, soweit ihre Anwesenheit erforderlich gewesen sei. Ein
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Urlaubsanspruch sei nicht vereinbart gewesen. Zum Zeitpunkt der Abfassung der
RÃ¼ckÃ¤uÃ�erung an die Beklagte habe sie in einem befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnis
gestanden.

Die Beklagte hÃ¶rte die KlÃ¤gerin unter dem 13. August 2015 zur beabsichtigten
Feststellung einer Versicherungspflicht der Beigeladenen zu 1. fÃ¼r die TÃ¤tigkeit
bei der KlÃ¤gerin an und stellte hierfÃ¼r mit Bescheid vom 9. Oktober 2015
gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin eine Nachforderung von BeitrÃ¤gen zur
Sozialversicherung einschlieÃ�lich der Umlagen U1/U2 fÃ¼r die Beigeladene zu 1.
fÃ¼r den Zeitraum vom 1. November 2010 bis zum 31. Dezember 2013 in HÃ¶he
von insgesamt 8.038,44 EUR â�� fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Januar 2011 bis zum
31. Oktober 2013 in HÃ¶he von 7.827,42 EUR sowie von pauschalen
SozialversicherungsbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung vom 1.
November bis zum 31. Dezember 2010 in HÃ¶he von 211,02 EUR â�� fest. In Bezug
auf die Beigeladene zu 1. Ã¼berwÃ¶gen die Merkmale, die fÃ¼r eine abhÃ¤ngige
BeschÃ¤ftigung sprÃ¤chen. Das in Gastronomiebetrieben tÃ¤tige Bedienpersonal
sei nach dem Gesamtbild der ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeit weder persÃ¶nlich noch
sachlich unabhÃ¤ngig und Ã¼be deshalb kein Gewerbe aus (Hinweis auf Hessisches
Landessozialgericht (LSG), Urteil vom 6. Juni 1991 â�� L 1 KR 1217/89 -, juris).

Ihren hiergegen am 10. November 2015 eingelegten Widerspruch stÃ¼tzte die
KlÃ¤gerin auf die ihrer Auffassung nach als selbststÃ¤ndige ErwerbstÃ¤tigkeit
anzusehende TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1. Diese fÃ¼hre ein Gewerbe und
habe ihre Leistungen auftragsabhÃ¤ngig durch Rechnungen, in der Regel
monatlich, abgerechnet. Die Beigeladene zu 1. habe in vollkommen
unterschiedlichen Bereichen gearbeitet, ohne dass eine regelmÃ¤Ã�ige Arbeitszeit
vereinbart gewesen sei. Bei Promotion- und Websitearbeiten habe die Beigeladene
zu 1. Ort und Zeit der Arbeit vollkommen frei wÃ¤hlen kÃ¶nnen. Ihre betriebliche
Eingliederung sei nur im Bereich Catering und Bar erfolgt. Die Beigeladene zu 1.
habe auch einzelne AuftrÃ¤ge abgelehnt. Deren EinkÃ¼nfte hÃ¤tten auch nicht
Ã¼berwiegend aus der von ihr â�� der KlÃ¤gerin â�� gezahlten VergÃ¼tung
bestanden. Aus den Einnahme-Ã�berschuss-Rechnungen ergÃ¤ben sich Einnahmen
in HÃ¶he von 14.040,00 EUR fÃ¼r das Jahr 2011, 15.438,00 EUR fÃ¼r das Jahr 2012
und 10.686,00 EUR fÃ¼r das Jahr 2013. Auch schwankten die VergÃ¼tungen fÃ¼r
die einzelnen Monate deutlich. Der Beklagten wurden nachfolgend neun der
insgesamt 36 Rechnungen der Beigeladenen zu 1. und vier Rechnungen
Ã¼bersandt, die von der Beigeladenen zu 1. in den Jahren 2011 und 2012
gegenÃ¼ber anderen GaststÃ¤tten bzw. Auftraggebern jeweils auf der Grundlage
einer StundenvergÃ¼tung gestellt worden waren. DiesbezÃ¼glich wird auf Blatt 89
bis 101 der Verwaltungsakte Bezug genommen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 27. April 2016 wies die Beklagte den Widerspruch
der KlÃ¤gerin als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der Unterschied zwischen der TÃ¤tigkeit
der Beigeladenen zu 1. fÃ¼r die KlÃ¤gerin und einer festangestellten Mitarbeiterin
im Servicebereich habe lediglich darin bestanden, dass die Beigeladene zu 1. auf
Anfrage tÃ¤tig geworden sei. Insbesondere sei fÃ¼r diese eine freie Gestaltung der
Arbeitszeit wÃ¤hrend des angenommenen Auftrages nur bedingt mÃ¶glich
gewesen. Auch soweit sie nicht in den RÃ¤umlichkeiten der KlÃ¤gerin tÃ¤tig
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gewesen sei, sei sie von AuÃ�enstehenden ebenfalls als BetriebszugehÃ¶rige der
KlÃ¤gerin wahrgenommen worden. Bei Annahme eines Auftrages habe die
Beigeladene zu 1. dem Weisungsrecht der KlÃ¤gerin hinsichtlich Arbeitszeit,
Arbeitsort und Art und Weise der auszuÃ¼benden TÃ¤tigkeit unterlegen und sei in
die Arbeitsorganisation der KlÃ¤gerin eingebunden gewesen. FÃ¼r sie habe kein
unternehmerisches Risiko bestanden und sie habe lediglich ihre Arbeitskraft im
Rahmen einer VergÃ¼tung auf Stundenbasis zur VerfÃ¼gung gestellt. Die
Beigeladene zu 1. sei vom 1. Januar 2011 bis zum 31. Dezember 2012 sowie vom 1.
Februar bis zum 31. Oktober 2013 in allen Zweigen der Sozialversicherung
versicherungspflichtig gewesen. Insoweit sei die Gleitzonenregelung zu beachten
gewesen. Vom 1. November bis zum 31. Dezember 2010 habe auf Grund der HÃ¶he
des Arbeitsentgeltes eine geringfÃ¼gige versicherungsfreie BeschÃ¤ftigung mit
einer Pflicht zur AbfÃ¼hrung pauschaler BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Rentenversicherung sowie der UmlagebetrÃ¤ge bestanden.

Hiergegen hat sich die KlÃ¤gerin mit der am 30. Mai 2016 vor dem Sozialgericht
Magdeburg erhobenen Klage gewandt und nochmals betont, dass die ihr erteilten
AuftrÃ¤ge sehr unterschiedlicher Natur gewesen seien, die Beigeladene zu 1. fÃ¼r
mehrere Auftraggeber tÃ¤tig und diese im Wesentlichen in der Gestaltung von
Arbeitszeit und Arbeitsort frei gewesen sei. Die Beigeladene zu 1. sei insbesondere
keine "einfache Kellnerin" gewesen.

Das Sozialgericht hat mit Beschluss vom 20. Juni 2017 die Beiladungen zu 1. bis 5.
bewirkt und mit Urteil vom 26. Juni 2018 den Bescheid der Beklagten vom 9.
Oktober 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27. April 2016
aufgehoben. Im Gesamteindruck und Gesamtergebnis habe die selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit hier weit Ã¼berwiegend das GeprÃ¤ge der TÃ¤tigkeit der Beigeladenen
zu 1. bei der KlÃ¤gerin gegeben. Von einer abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung sei nicht
auszugehen. Letztlich sei darauf hinzuweisen, dass die Beklagte im
AufklÃ¤rungsschreiben vom 3. MÃ¤rz 2016 selbst die selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit der
Beigeladenen zu 1. nicht mehr bestritten habe. Worin allerdings die selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit, die neben der abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung bestehen solle, liege, sei
nicht geklÃ¤rt. Eine andere selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit sei nicht erkennbar.

Gegen das ihr am 3. Juli 2018 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 31. Juli 2018
Berufung bei dem Landessozialgericht (LSG) Sachsen-Anhalt eingelegt. Zur
BegrÃ¼ndung ihres Rechtsmittels hat sie im Wesentlichen ihr Vorbringen aus dem
Klageverfahren wiederholt und vertieft. Bei der TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1.
fÃ¼r die KlÃ¤gerin Ã¼berwÃ¶gen die Gesichtspunkte einer abhÃ¤ngigen
BeschÃ¤ftigung.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Magdeburg vom 26. Juni 2018 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die KlÃ¤gerin hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Die Beigeladene zu 1.
habe gegenÃ¼ber diversen anderen Auftraggebern Leistungen in Rechnung gestellt
und habe â�� anders als die festangestellten Mitarbeiter â�� AuftrÃ¤ge ablehnen
kÃ¶nnen. Sie hat mit ihrem am 9. September 2019 bei dem Senat eingegangenen
Schriftsatz (ohne ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten) mitgeteilt, die verschiedenen
Fassungen einzelner Rechnungen beruhten darauf, dass von der Beigeladenen zu 1.
jeweils "die Verbesserung der Rechnung" gefordert worden sei. Die Auslagen seien
von der Beigeladenen zu 1. auf der Erstfassung der Rechnung jeweils als Arbeitszeit
ausgewiesen worden. Nachfolgend sei eine "Auslagenpauschale" angegeben
worden, die erfasse, dass die Beigeladene zu 1. "BÃ¼romaterialien oder etwaiges"
habe zukaufen mÃ¼ssen. Viele AuftrÃ¤ge seien der Beigeladenen zu 1. "im
persÃ¶nlichen GesprÃ¤ch im Restaurant", einige telefonisch erteilt worden, sodass
dem Wunsch des Senats der Ã�bersendung von VertrÃ¤gen nicht nachgekommen
werden kÃ¶nne. Derartige VertrÃ¤ge seien bei der Unternehmens-Beziehung,
welche gepflegt worden sei, unÃ¼blich. Der ursprÃ¼ngliche Arbeitsbereich der
Beigeladenen zu 1. habe das Erlernen der ArbeitsablÃ¤ufe im Service betroffen,
sodass sie diverse Kellner-Schichten durchlaufen habe, um es spÃ¤ter neuen
PauschalkrÃ¤ften und Auszubildenden zu vermitteln und viele ArbeitsablÃ¤ufe der
alten Mitarbeiter zu optimieren. Im Zuge dieser TÃ¤tigkeit sei Kenntnis von dem
Fachwissen der Beigeladenen zu 1. bezÃ¼glich Excel und der Erstellung von
Kalkulationen, Inventuren etc. erlangt worden. FÃ¼r den Service von ihr, der
KlÃ¤gerin, eingeteilte Personen wÃ¼rden immer auf Minijobbasis/pauschal
angestellt.

Die Beigeladenen haben keine AntrÃ¤ge gestellt.

Die Beigeladenen zu 2. und 3. haben sich im Wesentlichen dem Vorbringen der
Beklagten angeschlossen.

Auf Nachfrage des Senats mit richterlichem Schreiben vom 15. Januar 2019 hat die
Beigeladene zu 1. mit handschriftlich gefertigtem Schriftsatz vom 28. Januar 2019
mitgeteilt, nichts Ã¼ber die steuerliche Behandlung eines hÃ¤uslichen
Arbeitszimmers zu wissen. Zuletzt ist von der KlÃ¤gerin auf entsprechende
Aufforderung des Senats ein Konvolut mit den Rechnungen fÃ¼r den streitigen
Zeitraum nebst Anlagen Ã¼bersandt worden:

Tabelle nicht darstellbar

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 16. September 2019 in einer Probeberechnung
A die Rechnungen vom 3. MÃ¤rz, 4. Juli 2011, 6. Februar, 1. Oktober 2012 sowie
vom 1. MÃ¤rz und vom 9. August 2013 aus der Beitragsberechnung mit dem
Ergebnis einer Beitragsnachforderung von 6.262,38 EUR vollstÃ¤ndig und in einer
Probeberechnung B nur die in den folgenden Rechnungen enthaltenen Auslagen mit
dem Ergebnis einer Beitragsnachforderung von 7.915,74 EUR ausgenommen.
BezÃ¼glich der Einzelheiten wird im Ã�brigen auf Blatt 423 bis 442 Bd. II der
Gerichtsakten verwiesen.
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Der Senat hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 26. September 2019 den
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der KlÃ¤gerin und die Beigeladene zu 1. befragt. Zu dem
Ergebnis wird auf das Protokoll der mÃ¼ndlichen Verhandlung verwiesen.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten sowie der
Verwaltungsakte der Beklagten, die sÃ¤mtlich Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat zu Unrecht den Bescheid der Beklagten vom 9. Oktober 2015
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 27. April 2016 aufgehoben. Der
angefochtene Bescheid ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin deshalb nicht in
ihren Rechten (Â§ 54 Abs. 2 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG)). Die Beigeladene zu
1. ist in ihrer TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin vom 1. Oktober 2010 bis zum 30.
September 2013 versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt gewesen und hat die von der
Beigeladenen zu 1. erzielten Entgelte zutreffend als Arbeitsentgelt der
Beitragsberechnung bzw. der Berechnung von PauschalbeitrÃ¤gen fÃ¼r eine
geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung unterworfen.

Im Rahmen der BetriebsprÃ¼fung konnte die Beklagte gemÃ¤Ã� Â§ 28p Abs. 1 Satz
1 und 5 Viertes Buch Sozialgesetzbuch (Gemeinsame Vorschriften fÃ¼r die
Sozialversicherung â�� SGB IV) Ã¼ber die Versicherungspflicht der Beigeladenen zu
1. und die BeitragshÃ¶he in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung, nach
dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung, die UmlagebetrÃ¤ge sowie die
PauschalbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung durch Verwaltungsakt
gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin entscheiden. Diese hat die fÃ¼r die Beitragspflicht
maÃ�gebende Arbeitgeberstellung. Dabei ist Arbeitgeber derjenige, dem der
Anspruch auf die von einem BeschÃ¤ftigten nach MaÃ�gabe des Weisungsrechts
geschuldete Arbeitsleistung zusteht und der dem BeschÃ¤ftigten dafÃ¼r als
Gegenleistung zur Entgeltzahlung verpflichtet ist (so Bundessozialgericht (BSG),
Urteil vom 27. Juli 2011 â�� B 12 KR 10/09 R -, juris, RdNr. 18). Soweit rechtsfÃ¤hige
Vereinigungen und Institutionen TrÃ¤ger eigener Rechte und Pflichten sind, kommt
regelmÃ¤Ã�ig diesen selbst auch im juristischen Sinne die Arbeitgebereigenschaft
zu. Stand die Beigeladene zu 1. in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bei der
KlÃ¤gerin, ist diese damit gleichzeitig Arbeitgeber im Sinne der Beitragspflicht (vgl.
BSG, Urteil vom 27. Juli 2011, ebenda).

Nach einer GesamtwÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde der hier zu beurteilenden
Sachverhalte durch den Senat stand die Beigeladene zu 1. in dem hier von der
Beklagten ihrer Feststellung zugrunde gelegten Zeitraum vom 1. Oktober 2010 bis
zum 30. September 2013 in ihrer gesamten TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, das eine Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Kranken-, Pflege-, Rentenversicherung und eine Beitragspflicht nach dem Recht der
ArbeitsfÃ¶rderung bzw., soweit die maÃ�gebenden Entgeltgrenzen bei dem hier von
vornherein unbestimmten Umfang der TÃ¤tigkeit unterschritten wurden, eine Pflicht
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zu Leistung der PauschalbeitrÃ¤ge fÃ¼r eine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung
auslÃ¶ste.

Versicherungspflichtig in der gesetzlichen Krankenversicherung, der sozialen
Pflegeversicherung, der gesetzlichen Rentenversicherung und beitragspflichtig nach
dem Recht der ArbeitsfÃ¶rderung sind insbesondere Arbeiter und Angestellte, die
gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind (Â§ 5 Abs. 1 Nr. 1 FÃ¼nftes Buch
Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Rentenversicherung (SGB V), Â§ 20 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch â�� Soziale Pflegeversicherung (SGB XI), Â§ 1
Satz 1 Nr. 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch â�� Gesetzliche Rentenversicherung
(SGB VI), Â§ 25 Abs. 1 Satz 1 Drittes Buch Sozialgesetzbuch â�� ArbeitsfÃ¶rderung
(SGB III)). Die Umlagen U1 und U2 sind nach Â§ 7 des Gesetzes Ã¼ber den
Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen fÃ¼r Entgeltfortzahlung (AAG) vom
Arbeitgeber zu leisten. Die Pflicht des Arbeitgebers zur Leistung von
PauschalbeitrÃ¤gen zur gesetzlichen Rentenversicherung und Krankenversicherung
ergibt sich aus Â§ 172 Abs. 3 Satz 1 SGB VI und Â§ 249b Satz 1 SGB V. Nach Â§ 7
Abs. 1 SGB IV ist eine BeschÃ¤ftigung die nichtselbstÃ¤ndige Arbeit, insbesondere
in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis. Anhaltspunkte fÃ¼r eine BeschÃ¤ftigung sind eine
TÃ¤tigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des
Weisungsgebers. Bei einer TÃ¤tigkeit in einem fremden Betrieb muss ein
BeschÃ¤ftigter in den Betrieb eingegliedert sein und einem Zeit, Dauer, Ort und Art
der AusfÃ¼hrung umfassenden Weisungsrecht des Arbeitgebers unterliegen (vgl.
BSG, Urteil vom 27. Juli 2011, a.a.O. RdNr. 17 m.w.N.). Eine selbststÃ¤ndige
TÃ¤tigkeit ist dagegen charakterisiert durch das eigene Unternehmerrisiko, die
Unterhaltung einer eigenen BetriebsstÃ¤tte und die eigene VerfÃ¼gung Ã¼ber die
Arbeitskraft und deren zeitlichen Einsatz (vgl. BSG, Urteil vom 28. September 2011,
a.a.O., RdNr. 16 m.w.N.). Ob jemand im VerhÃ¤ltnis zu einem anderen abhÃ¤ngig
beschÃ¤ftigt ist, richtet sich â�� ausgehend von den genannten UmstÃ¤nden â��
nach dem Gesamtbild der Arbeitsleistung und hÃ¤ngt davon ab, welche Merkmale
Ã¼berwiegen (vgl. u.a. BSG, Urteil vom 31. MÃ¤rz 2017 â�� B 12 KR 7/15 R -, juris;
BSG, Urteil vom 28. September 2011, ebenda).

Dem Senat haben fÃ¼r seine Entscheidung zu den vertraglichen Abreden der
KlÃ¤gerin mit der Beigeladenen zu 1. nur die Angaben dieser Verfahrensbeteiligten
vorgelegen, die im Wesentlichen dahingehend zusammengefasst werden kÃ¶nnen,
dass die Beigeladene zu 1. zunÃ¤chst fÃ¼r die Ã¼brigen im Servicebereich des
Restaurants tÃ¤tigen Arbeitnehmer eine Ausbildungs- und Einweisungsfunktion
wahrnehmen sollte. Zu diesem Zweck sollte die Beigeladene zu 1. auch selbst als
Kellnerin fungieren, insbesondere um sich mit den BetriebsablÃ¤ufen vertraut zu
machen. Das spiegelt sich auch in den fÃ¼r die Monate ab Oktober 2010 erstellten
Rechnungen wieder. Diese TÃ¤tigkeit dokumentiert eine Eingliederung in den
Betrieb der KlÃ¤gerin in untergeordneter Funktion gegenÃ¼ber der
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung und in Ã¼bergeordneter Funktion gegenÃ¼ber den im
Rahmen eines geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses tÃ¤tigen
ServicekrÃ¤ften. Die Beigeladene zu 1. war der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber insoweit
weisungsunterworfen. Der Arbeitsort und die Arbeitszeit waren bereits aus der
Natur der TÃ¤tigkeit heraus festgelegt. Sie waren nicht frei durch die Beigeladene
zu 1. bestimmbar. Eine Befristung oder KÃ¼ndigung dieses
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BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ist weder aktenkundig noch vorgetragen worden.
Damit stellt sich fÃ¼r die nach Angaben der KlÃ¤gerin nachfolgend mit der
Beigeladenen zu 1. vereinbarten weiteren bzw. anderen Aufgabenfelder bereits die
Frage, wie diese von der bloÃ�en AusÃ¼bung eines Direktionsrechts der
Arbeitgeberin bei einem fortlaufenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis abzugrenzen
sind. Die Abrechnungsunterlagen, die als ausschlieÃ�liches Beweismittel zur
VerfÃ¼gung gestellt worden sind, weisen so deutliche Unklarheiten auf, dass der
Senat allein auf dieser Grundlage nicht in der Lage ist, einzelne TÃ¤tigkeiten als
Aufnahme einer von dem vorbestehenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
abzugrenzenden selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit festzustellen. DiesbezÃ¼glich ist
insbesondere die offensichtlich sehr "flexible" Handhabung der Rechnungslegung zu
berÃ¼cksichtigen, welche die sich wiederholende Praxis beinhaltete, fÃ¼r dieselbe
TÃ¤tigkeit einmal in Stundenberechnungen Auslagen fiktiv zu berechnen und
einmal unter BerÃ¼cksichtigung einer abweichenden Stundenzahl dasselbe
Rechnungsergebnis mit der Abgrenzung einer "Auslagenpauschale" zu erzielen.
Eine Zeugenvernehmung der Beigeladenen zu 1. kam bereits auf Grund ihrer
eigenen Betroffenheit nicht in Betracht (vgl. zur Wirkung der Beiladung: Schmidt in
Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG Kommentar, 12. Aufl. 2017, Â§ 75
RdNr. 17b m.w.N.). In vollem Umfang fÃ¼r die Annahme einer Beendigung der
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung und Aufnahme einer selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit der
Beigeladenen zu 1. fÃ¼r die KlÃ¤gerin tragfÃ¤hige Erkenntnisse hat der Senat auch
im Rahmen der AnhÃ¶rung der Beteiligten im Rahmen der mÃ¼ndlichen
Verhandlung nicht gewinnen kÃ¶nnen. Vielmehr geht der Senat auch fÃ¼r die
auÃ�erhalb des Restaurants verrichteten TÃ¤tigkeiten der Beigeladenen zu 1. fÃ¼r
die KlÃ¤gerin von einer vollstÃ¤ndigen Eingliederung in den Betrieb aus. Denn es
handelte sich insoweit um Dienste hÃ¶herer Art, die damit eine gewisse
Eigeninitiative und Entscheidungsbefugnis der Beigeladenen zu 1. auch mit einer
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigung als vereinbar erscheinen lassen, deren prÃ¤gendes
Merkmal aber die ReprÃ¤sentation der KlÃ¤gerin und im Einzelfall sogar die
Vertretung der KlÃ¤gerin im GeschÃ¤ftsverkehr beinhaltete. So ist die
Wahrnehmung von Terminen fÃ¼r die KlÃ¤gerin, z.B. bei einer Sparkasse,
auÃ�erhalb eines klar definierten Mandats, wie dies z.B. RechtsanwÃ¤lte
kennzeichnet, stets als abhÃ¤ngige BeschÃ¤ftigung einzuordnen, da die
Beigeladene zu 1. insoweit als Ansprechpartnerin im Namen der KlÃ¤gerin
fungierte. Gleiches gilt fÃ¼r die Auswahl von Kalendermotiven fÃ¼r die KlÃ¤gerin
gegenÃ¼ber Dritten. Der Senat hat sich insoweit auch nicht davon Ã¼berzeugen
kÃ¶nnen, dass die Beigeladene zu 1. in der Gestaltung von Ort und Zeit der
TÃ¤tigkeit frei war. Vielmehr hatte sie regelmÃ¤Ã�ig fÃ¼r die KlÃ¤gerin konkrete
Termine an von Dritten vorgegebenen Orten wahrzunehmen. Soweit sie die
Wahrnehmung dieser Aufgaben im Einzelfall ablehnen konnte, hat dies keinen
Einfluss auf die Ausgestaltung der konkret von ihr wahrgenommenen Aufgaben. Der
Sachverhalt stellt sich insoweit nicht wesentlich anders dar als bei Mitarbeitern, die
eine weitgehende Abstimmung ihrer konkreten Arbeitszeit mit ihrem Arbeitgeber
vereinbaren kÃ¶nnen. Soweit die Beigeladene zu 1. â�� nach ihren Angaben mit
Blick auf die gesetzlichen Rahmenbedingungen der BeschÃ¤ftigung von
Studierenden â�� auch fÃ¼r andere Auftraggeber, insbesondere ihre Eltern, tÃ¤tig
wurde, betrifft dies die Frage einer eigenen Versicherungspflicht als selbststÃ¤ndig
ErwerbstÃ¤tige nach Â§ 2 Satz 1 Nr. 9 SGB VI. Ein Unternehmerrisiko der
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Beigeladenen zu 1. bestand vorliegend nicht. Ein solches Risiko kann nicht allein auf
Grund des fehlenden KÃ¼ndigungsschutzes und der fehlenden sozialen
Absicherung angenommen werden. Denn diese Situation kennzeichnet gerade die
BeschÃ¤ftigung im Rahmen der ScheinselbstÃ¤ndigkeit. Unter BerÃ¼cksichtigung
insbesondere des regelmÃ¤Ã�ig der Abrechnung zugrunde gelegten Stundenlohnes
von 7,50 EUR geht der Senat auch nicht von zwischen den Vertragsparteien auf
AugenhÃ¶he ausgehandelten vertraglichen Abreden aus (vgl. zu diesem MaÃ�stab
z.B. BSG, Urteil vom 28. Mai 2008 â�� B 12 KR 13/07 R -, juris).

Der Senat ist nicht davon Ã¼berzeugt, dass die Beigeladene zu 1. in ihrer
TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin auf Grund des Werkstudentenprivilegs in der Kranken-
und Pflegeversicherung bzw. der ArbeitsfÃ¶rderung versicherungsfrei war. Nach Â§
6 Abs. 1 Nr. 3 SGB V sind Studenten krankenversicherungsfrei, wenn sie wÃ¤hrend
der Dauer ihres Studiums als ordentliche Studierende einer Hochschule oder einer
der fachlichen Ausbildung dienenden Schule gegen Arbeitsentgelt beschÃ¤ftigt sind.
Entsprechendes gilt fÃ¼r die Soziale Pflegeversicherung (vgl. Â§ 1 Abs. 2 Satz 1
SGB XI) und das Recht der ArbeitsfÃ¶rderung (Â§ 27 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB III).
Diesen Regelungen unterfiel die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1. nicht bereits
unter dem Gesichtspunkt, dass sie wÃ¤hrend ihrer TÃ¤tigkeit an der Hochschule
Anhalt immatrikuliert war. Vielmehr ist Voraussetzung dieser Versicherungsfreiheit,
dass neben dem fÃ¶rmlichen Status als Student ein Vorrang-/NachrangverhÃ¤ltnis
zwischen Studium und BeschÃ¤ftigung in qualitativer und zeitlicher Hinsicht
feststehen muss (vgl. hierzu die Nachweise in BSG, Urteil vom 11. November 2003
â�� B 12 KR 24/03 R -, juris, RdNr. 15ff.). WÃ¤hrend der Senat zwar deutliche
Anhaltspunkte dafÃ¼r sieht, dass bei der Beigeladenen zu 1. das Ziel des
Studienabschlusses im Vordergrund stand, ist der Senat von der zeitlichen
Gewichtung her jedoch nicht von einer im Wesentlichen "neben" dem Studium
ausgeÃ¼bten BeschÃ¤ftigung Ã¼berzeugt. Das deutet sich bereits daraus an, dass
die Beigeladene zu 1. die TÃ¤tigkeit fÃ¼r die KlÃ¤gerin "dann nicht" wahrnahm,
wenn dies mit zwingenden Studienaufgaben kollidierte. FÃ¼r die TÃ¤tigkeit
wÃ¤hrend des Semesters ist â�� soweit wie hier kein inhaltlicher Zusammenhang
zwischen Studium und BeschÃ¤ftigung besteht â�� im Ã�brigen ein MaÃ�stab von
hÃ¶chstens 20 Wochenstunden fÃ¼r eine "neben" einem Studium verrichtete
BeschÃ¤ftigung fÃ¼r maÃ�gebend erachtet worden (vgl. BSG, Urteil vom 11.
November 2003, a.a.O., RdNr. 20). Dem schlieÃ�t sich der Senat an. Insoweit ist
allerdings â�� neben den von der Beigeladenen zu 1. fÃ¼r die KlÃ¤gerin
gearbeiteten Stunden â�� ihre fÃ¼r weitere Arbeitgeber oder Auftraggeber
ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit einzubeziehen. Damit Ã¼berschreitet die nicht dem
Studium dienende TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1. die Grenze von 20 Stunden in
einzelnen Monaten wÃ¤hrend des Semesters so deutlich, dass nicht mehr von einer
Versicherungsfreiheit auszugehen ist.

Eine Versicherungsfreiheit in allen Zweigen der Sozialversicherung unter dem
Gesichtspunkt der geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung hat die Beklagte hier nach
Auffassung des Senats vertretbar fÃ¼r den Beginn der TÃ¤tigkeit angenommen, in
dem die maÃ�gebenden Entgeltgrenzen unterschritten wurden. Nach Â§ 8 Abs. 1
SGB IV in der Fassung der Neubekanntmachung des SGB IV (BGBl. I 2009, S. 3712)
lag eine geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigung vor, wenn das Arbeitsentgelt aus dieser
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BeschÃ¤ftigung regelmÃ¤Ã�ig im Monat 400,00 EUR nicht Ã¼bersteigt, nach dieser
Regelung in der ab dem 1. Januar 2013 geltenden Fassung des Art. 1 Nr. 2 des
Gesetzes zu Ã�nderungen im Bereich der geringfÃ¼gigen BeschÃ¤ftigung vom 5.
Dezember 2012 (BGBl. I, S. 2474), wenn das Arbeitsentgelt aus dieser
BeschÃ¤ftigung regelmÃ¤Ã�ig im Monat 450,00 EUR nicht Ã¼bersteigt. Bei der
maÃ�gebenden vorausschauenden Bewertung (vgl. z.B. Schlegel/Knispel in: Juris
Praxiskommentar zum SGB IV, 3. Aufl. 2016, Â§ 8 RdNr. 45) ist hier die von der
Beklagten angenommene prognostische EinschÃ¤tzung der KlÃ¤gerin und der
Beigeladenen zu 1. aus Sicht des Senats vertretbar. Insoweit dÃ¼rfte eher von
einem Ã�berschreiten der maÃ�gebenden GeringfÃ¼gigkeitsgrenzen nach den
ersten Monaten der TÃ¤tigkeit als von einem Unterschreiten eines vorausgehend
mit mehr als 400,00 EUR bzw. 450,00 EUR prognostizierten Arbeitsentgeltes
auszugehen sein.

Die HÃ¶he der nachgeforderten BeitrÃ¤ge erachtet der Senat nach eigener
PrÃ¼fung fÃ¼r zutreffend. Insbesondere hat die Beklagte die Regelungen zur
Gleitzone berÃ¼cksichtigt (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 15. August 2018 â�� B 12 R
4/18 R -, juris). Die in einzelnen Rechnungen (in einer hiervon erstellten Version)
berÃ¼cksichtigten Auslagen sind als "Pauschalen" zu qualifizieren und kÃ¶nnen
sich damit nicht beitragsmindernd auswirken.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Den Beigeladenen waren nach Â§ 197a Abs. 1
VwGO i.V.m. Â§ 154 Abs. 3 VwGO Kosten nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision im Sinne von Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen
nicht vor. Es handelt sich um eine Entscheidung auf gesicherter Rechtsgrundlage,
ohne dass der Senat von einer Entscheidung der in Â§ 160 Abs. 2 Nr. 2 SGG
genannten Gerichte abweicht.

Erstellt am: 26.05.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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